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Mittheilungen aus der Praris. 


Die Währung von Stiftungen vor dem Jahre 1799 bedeutet Con⸗ 
ventionsmünze. Das Finanzpatent vom 20. Februar 1811 ſchuf 
mit den auf Conv. Mze. lautenden Einlösſcheinen keine neue 
Währung, ſondern nur einen Zwangscurs, der erſt durch die kaiſ. 
Verordnung vom 7. April 1857, 3. 63 und ou aufgehoben wurde. 
Die Wiener Währung iſt keine neue „Währung“, ſondern nur ein 
neuer Name. Je vor 1399 geſtiftete 400 fl. find vom 1. No⸗ 
vember 1858 an mit 405 fl. abzureichen. Dieſem Grundſatze 
ſteht $ 3 der Verordnung vom 7. April 185 7, 3. gu nicht entgegen. 

Die Herzogin Maria Therefia von Savoyen und Piemont hat 
in ihren letzten Willenserklärungen Dotationen auf vier Canonicate bei 
einem Metropglitancapitel von jährlichen Unterhaltsbeträgen & 3000 fl., 
zuſammen 12.000 fl. und einem Wohnungsäquivalente von. jährlich 
120 fl. geſtiftet. Dieſe. Dotationen wurden auf zwölf ihrer hinter⸗ 
laſſenen Herrſchaften ⸗pfandrechtlich ſichergeſtellt. Laut Abſatz 6 der 
Stiftungsurkunde vom 18. Auguſt 1769 hat fie angeordnet, „daß ihr 
Univerſalerbe den für Jeden der geſtifteten Domherrn ausgemorfenen 


Unterhaltsbetrag auf ewige Zeiten und jedesmal ohne mindeſten Abzug 


hinauszubezahlen ſchuldig und. verbunden ſein und das. erforderliche 


Capital ſolcher Art anlegen und jederzeit refondiren ſolle, damit dieſe 
ihre Stiftung zu allen Zeiten aufrecht erhalten und obſervirt werde“. 
Im Abſatz 9 hat fie dieſe Stiftung unter das Protectorat des jeweiligen 
Erzbiſchofes geſtellt und deſſen Obſorge empfohlen, damit ihre im Fun⸗ 
dationsinſtrumente enthaltenen Geſinnungen zu ewigen künftigen Zeiten 
auf das genaueſte erfüllt, beobachtet und vollzogen werden mögen. Im 
§ 32 ihres Teſtamentes vom 16. Auguſt 1769 hat ſie ihrem Uni⸗ 
verſalerben feierlichſt verboten, „von den angeordneten Stiftgeldern 
sub quocumque demum titulo, als eines etwa erlittenen Schadens 
oder Unglücks, oder einiger neu hervorkommenden l. f. Umlagen und 
onerum publicorum wegen, ſie mögen benamſet werden, wie man es 
immerhin erſinnen könnte, das Geringſte davon abzubrechen oder zurück 
zu behalten, ſondern ſollen ſolche jährliche Fundationsgelder in perpetuum, 
ſo lange die von ihr hinterlaſſenen Herrſchaften und Güter ſich in 
rerum natura befinden, bis auf den letzten Kreuzer bezahlt werden“. 
Im $ 33 des Teſtamentes hat die Stifterin den Teſtamentsvollziehern 
aufgetragen, dafür zu ſorgen, daß die angeordneten Stiftungen nach 
ihrer buchſtäblichen Vorſchrift und Anordnung errichtet, ſichergeſtellt und 
vollzogen, auf keine Weiſe abgeändert oder vermindert und den Stif⸗ 
tungen als Ihrige jährlich entrichtet werden ſolle, da ſie nicht will, 
daß dieſe auch nur den geringſten Abbruch erleiden. Endlich. hat die 
Stifterin auch in den Codicillen vom 18. Auguſt 1769 ⸗ wiederholt die 
büchſtäbliche Befolgung ihrer Stiftungsanördnungen verordnet: Deſſen⸗ 
ungeachtet waren die dermalen im Genuſſe der vier Canonicate befind⸗ 
lichen Beſtifteten bemüſſigt, mit Klage vom 1. Juli 1869 gegen den 
Erbeserben der obgenannten Herzogin und Beſitzer der erwähnten Herr⸗ 


ſchaften klagend aufzutreten, weil die Güterverwaltung vermeinte, die. 
Dotation in Wiener Währung, nämlich, mit jährlichen je 1260 fl. 
ö. We Unterhalt und je 50 fl. 40 kr. 6. W. Wohnungsäquivalent, 


-anftatt 3000 fl. und 120 fl. in CM. verbreichen zu dürfen. 

Die erſte Inſtanz hat das Klagebegehren mit Urtheil vom 
24. Jänner 1874, 3. 1132. abgewieſen und die Kläger in 939 fl. 
40 kr. ö. W. Gerichtskoſten verfällt und zwar aus folgenden Gründen: 
Das Finanzpatent von 1811 (F. P.) erklärt die Einlöſungsſcheine 
(E. S.) in ſeinem 8 8 vom 15. März 1811 an als Wiener Währung 
(W. W.) und einzige Valuta für das Inland, und im 8 9 alle Con⸗ 
tracte, die ich nicht auf das Ausland beziehen und nicht in W. W. 
abgeſchloſſen ſind, für ungiltig. Hiermit ſei die Einführung einer neuen 
Währung mit Ausſchluß jeder anderen, alſo auch der bis dahin be⸗ 
ſtehenden Conventiousmünz⸗ (CM.) Währung ganz unzweideutig aus⸗ 
geſprochen. Die CM. ſei lediglich als der für jede Währung erforder⸗ 
liche Rechnungsfuß beibehalten worden. Hiedurch erkläre ſich auch die 
Textirung der E. S., ſowie die im a. h. Reſcripte vom 1. Auguſt 1812 
an die ungariſchen Geſpanſchaſten, die im Circulare des ſteier.⸗kärnt. 
Guberniums vom 1. März 1811 und in der Caſſeninſtruction ddo, 
eodem vorkommenden Ausdrücke, ohne mit obigem § 8 zu collidiren. 
Die von den Klägern angerufene, mit der Stempelpatentserläuterung 
vom 20. Februar 1811 übereinſtimmende ſteier. Gub. Currende vom 


1. März 1811, gemäß welcher für Beträge „nach der Valuta der 
Einlösſcheine oder Conventionsmünze“ der gleiche Urkundenſtempel 
feſtgeſetzt wird, beweiſe nichts für den Fortbeſtand der CM. als in: 
ländiſcher Währung, da ja Verträge im Inlande bis 15. März 1811 
noch in CM. geſchloſſen werden konnten und gegenüber dem Auslande 
auch noch nach dieſem Termine zuläſſig waren. Dagegen ſei in dem vor⸗ 
letzten Abſatze des Kundmachungspatentes zum a. b. G. B., dann in 


den Hofdecreten vom 26. Juni 1816 und 28. December 1820 der 


im F. P. enthaltene Grundſatz neuerdings bekräftigt, daß das mit 
letzterem geſchaffene Papiergeld als einzige inländiſche Währung bis 
zum Patente vom 1. Juni 1816 galt, welches die „Geldcirculation 
auf die Grundlage der conventionsmäßig ausgeprägten Metallmünze 
zurückführte“ (§ 2). Nach 8 12 des F. P. müßten alle vor 1799 
ausgeſtellten Contracte im vollen Betrage der ſtipulirten neuen Währung, 
d. i. in E. S., geleiſtet werden. Dieſe Vorſchrift hatte nach § 3 des 
Hofdecretes vom 13. November 1811, 3. 962 auch auf periodiſche 
Zahlungen an Unterhaltsgeldern Anwendung. Daraus folge, daß die 
bis dahin in CM.⸗Währung zu leiſtende Dotation in E. S. zu zahlen 
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ſcheine und Conventionsmünze auf den fünften Theil ihres Nennwerthes 
beſtimmt wurden. An der Landeswährung erfolgte ſomit keine Aenderung; 
ſie blieb fortan die Conventivonsmünze nach dem ſeit 1753 in Oeſterreich 
eingeführten 20⸗Guldenfuße. Dies ergibt ſich einerſeits aus der im $ 3 
ausdrücklich ausgeſprochenen vollkommenen Gleichſtellung der neuen - 
Einlöſungsſcheine mit der Conventionsmünze, andererſeits aus dem 
Umſtande, daß das erwähnte Patent durchaus keine Beſtimmung 
bezüglich des künftigen Werthes der Gold⸗ und Silbermünze enthält, 
was ſich eben nur dadurch erklärt, daß der Werth des in Edelmetall 
ausgemünzten Geldes ſich nicht veränderte, d. h. daß die Währung 
des 20⸗Guldenfußes blieb. Die im §. 8 des Finanzpatentes enthaltene 
Verfügung, wonach vom 18. März 1811 an die Einlböſungsſcheine 
nach ihrem vollen Nennwerthe und bis 31. Jänner 1812 die 
Bancozettel nach dem fünften Theile ihres Nennwerkhes als Wiener 
Währung und einzige Valuta für das Inland erklärt wurden, 
ſchuf daher bei dem Umſtande, als im § 3 die Einlöfungsſcheine 
der Conventionsmünze gleichgeſtellt wurden, in der neu eingeführten 
Bezeichnung „Wiener Währung“ wohl einen neuen Namen, dagegen 


und zu fordern war. Dies ſei durch die Verordnungen vom 27. April durchaus keine neue Währung, keine Verändernng des Münzfußes. 
1858, 8. 63 und 64 nur inſoferne alterirt worden, als jene Beträge Sie ſchuf dieſe eben jo wenig, als die mit dem Geſetze vom 
nur in der neuen ö. W. nach dem für die W. W. aufgeſtellten Reductions⸗ 5. Mai 1866, 3. 51 erfolgte Uebernahme der Banknoten pr. 
maßſtabe von 42 : 100 zu leiſten find, wie dieſes auch unbeſtritten 1 fl. und 5 fl. öſt. W. auf den Staatsſchatz eine neue Währung 
von dem Geklagten geſchieht. Hiedurch ſei nicht der Zwangscurs der ſchuf. Was aber die Verfügung des § 8 ſchuf, war der Zwangscurs 
E. S. aufgehoben, ſondern dieſes Papiergeld nur außer Curs geſetzt für den neu eingeführten Einlöſungsſchein, der von da an im Inlande 
($ 1, Z. 64), während die Aufhebung des Zwangscurſes nur dann | als einziges Geldzeichen vom Werthe eines Guldens aufwärts und der 
von Wirkung fein kann, wenn dasſelbe in Umlauf bleibt. Keine von Conventionsmünze im Werthe gleichſtehend, curſiren ſollte. Nach § 12 
beiden Verordnungen ſagt, daß die aus Privatrechtstiteln vor 1799 in | des F. P. wäre alſo vom 15. März 1811 die Dotation der vier 
W. W. zu leiſtenden Zahlungen in CM., ſondern daß fie in dem Canonicate jährlich mit 12.000 fl. in Einlösſcheinen abzureichen, an 
Verhältniſſe von 42 : 100 zu berichtigen ſeien. Demnach gelte der Um⸗ deren Stelle bis zum 31. Jänner 1812 auch der fünffache Betrag 
rechnungsmaßſtab 42 : 100. Der $ 3 des F. P. ſei weder ausdrücklich in Bancozetteln entrichtet werden durfte. Hieran iſt durch die An⸗ 


noch durch irgend eine Stelle der k. Verordnung vom 27. April 1858 
aufgehoben, er beſtehe vielmehr noch fortan zu Recht. Auch aus der 
rechtlichen Natur eines Annuallegates gehe das angeſprochene Recht 
nicht hervor. Denn zwiſchen den Beſtifteten und dem Verpflichteten 
werde kein zur Frift ſich erneuerndes, nach den jeweilig geltenden Geſetzen 
zu beurtheilendes Rechtsgeſchäft geſchloſſen, ſondern die beſtehende Ver⸗ 
bindlichkeit erfüllt, das beſtehende Annuallegat genoſſen. Das Quantum 
der beſtehenden Verbindlichkeit beträgt aber nach den obeitirten Finanz⸗ 
geſetzen 1260 fl. und 50 fl. 40 kr. ö. W. Die 12 Herrſchaften ſind 
nur Hypotheken, keineswegs Stiftungsfonde. Die Einverleibung iſt für 
den Klageanſpruch belanglos; denn das angerufene Hofdecret vom 
15. Juni 1816, Z. 1258 J. G. S. ſchärft lediglich die Rechtsregel 
ein, daß ſich der Tabularrichter in die Frage der Rechtsgiltigkeit einer 
einzuverleibenden Urkunde, beim Vorhandenſein der äußeren Erforder⸗ 
niſſe, von Amtswegen nicht einzulaſſen habe. Die Finanzgeſetze gehören 
zum öffentlichen Rechte, das durch ein Verbot der Stifterin nicht 
eludirt werden kann. 

Auf Appellation der Kläger hat das Oberlandesgericht mit Er⸗ 
kenntniß vom 30. Inni 1874, 3. 8956 das erſtrichterliche. Urtheil 
abgeändert und den vier Klägern den Unterhalt von je 3000 fl. 
jährlich, wie auch das Wohnungsäquivalent von jährlich 120 fl. in 
Conv. Mze., beziehungsweiſe in der derſelben entſprechenden Summe 
in öſt. Währ., d. i. mit dem Betrage von je 3150 fl., reſp. von je 
126 fl. in vierteljährigen Decurſivraten binnen 14 Tagen, vom 
Fälligkeitstermine jeder einzelnen Rate an gerechnet, bei ſonſtiger Urtheils⸗ 
vollſt reckung ſammt Verzugszinſen zugeſprochen und die Koſten aufge⸗ 
hoben. Dies aus folgenden Gründen: Zugegeben iſt von dem Ge⸗ 
klagten, daß in Oeſterreich nach der Münzeonvention vom 21. September 
1753, die Conventionsmünze nach dem Zwanzigguldenfuße beſtand. 
Demnach war bei dem Umſtande, als bis zum beſagten Stiftbriefe 
vom 18. Auguſt 1869 ein die in Oeſterreich eingeführte Conventions⸗ 
währung abänderndes Geſetz ſich nicht findet, vielmehr der § 3 des 


ordnungen des am 1. Juni 1816, 3. 1248 J. G. S. erfloſſenen 
Patentes, nach deſſen 8 2 das vorhandene Papiergeld auf dem Wege 
freiwilliger Einlöſung in ununterbrochenem Fortgange gänzlich aus dem 
Umlaufe gezogen und die Geldcirculation auf die Grundlage der 
conventionsmäßig ausgeprägten Metallmünze zurückgeführt wird, eine 
Aenderung zum Nachtheile der Kläger oder zum Vortheile des Ge⸗ 
klagten aus dem Grunde nicht eingetreten, weil weder letzteres Patent, 
noch irgend ein demſelben vorangehendes oder nachgefolgtes Geſetz eine 
Aenderung an der im § 12 des F. P. von 1811 beſtimmten An⸗ 
ordnung verfügt hat, nach welch letzterer alle vor dem Jahre 1799 
eingegangenen Verpflichtungen nach dem vollen Betrage in Einlöſungs⸗ 
ſcheinen zu berichtigen waren. Die Wirkungen des F. P. von 1811 
dauerten für die vier Canonicate nach dem 1. Juni 1816 allerdings 
fort. Wenn dieſe letzteren ſich auch in Folge der mit dem Patente 
von 1816 getroffenen Anordnungen von da ab befriedigt finden konnten 
wenn ihre jährliche Dotation mit 4800 fl. in Banknoten oder Con⸗ 
ventionsmünze⸗Metallgeld entrichtet wurde, ſo blieb in Ermanglung 
einer Abänderung oder Aufhebung des 8 12 des F. M. ex 1811 nichts⸗ 
deſtoweniger die Verpflichtung aufrecht, jene Dotation nach dem vollen 
Betrage in Einlöſungsſcheinen zu berichtigen. Dieſe 12.000 fl. in Ein⸗ 
3 hörten eben nach 8 3 des F. P. von 1811 niemals auf, 


12.000 fl. CM. vorzuſtellen. Bis zum Aufhören des Beſtandes der 
Einlöſungsſcheine waren daher die Nutznießer der Canonicate unzweiſel⸗ 
haft berechtigt, ſogar darauf zu beſtehen, daß ihnen Dotation und 
Wohnungsäquivalent in Einlöſungsſcheinen entrichtet werde und ſie 
| hätten nicht verpflichtet werden können, gegen ihren Willen die Zahlung 
in Banknoten oder Edelmetall mit 1200 fl. beziehungsweiſe 120 fl. 
anzunehmen. Mit den Aufhören der Einlöſungsſcheine, welche nach 8 8 
als W. W. und einzige Valuta im Inlande erklärt wurden, wird daher 
die Dotation pr. 12.000 fl. wieder in Coventionsmuͤnze zu entrichten 
ſein, weil dies die Währung war, auf welche die urſprüngliche Ver⸗ 
pflichtung lautete und weil nur kraft der Rechtsfiction des F. P. von 


Patentes vom 20. Februar 1811 die zur Einziehung der Stadt 1811 und des damit geſchaffenen Zwangscurſes an deren Stelle der 
Wiener⸗Bankozettel eingeführten Einlöſungsſcheine der Conventions⸗ „Wiener Währung benannte, jedoch der Conventionsmünze gleichgeſtellte 
münze gleichſtellt, jene Dotation jährlicher 12 000 fl. zweifellos zur Einlöſungsſchein fo lange trat, als nicht durch ein nachfolgendes Geſetz 
Zeit der Stiftung in Conventionsmünze zu verſtehen. Obiges Patent die ſogenannte Wiener Währung zu beſtehen aufhörte. Den jeweiligen 
ſchuf keine neue Währung, ſondern verfolgte nach dem klaren Inhalte | Erbeserben der Stifterin ermächtigte daher das Pat. von 1816 bloß 
ſeines Einganges den Zweck, die über eine Milliarde Gulden betragende während des Beſtandes der ſogenannten Wiener Währung die in 
Maſſe des Papiergeldes auf eine dem Bedürfniſſe des inneren Umlaufes 12.000 fl. in Einlösſcheinen zu entrichtende Dotation nach den 
und. Verkehres angemeſſene Summe zu beſchränken, zu welchem Behufe nunmehrigen Verhältniſſen der W. W. zur Conventionsmünze, d. i. 
im $ 3 die Bancozettel vom 15. März 1811 an gegen Einlöſungs⸗ 250: 100 allenfalls in Metallmünze oder in Banknoten zu ent⸗ 


BEER Zn U I EZ 


richten. Den Präbendiften konnte dieſe Entfertigungsart auch 
wieder nur ſo lange gleichgiltig bleiben, als eben die mit dem 
F. P. vom J. 1811 angeordnete Stellvertretung der Conventions⸗ 
münze durch das Wiener Währung benannte Papiergeld, d. i. der 
Zwangscurs, dauerte, nämlich bis zu der, mit der k. Verordnung 
vom 27. April 1858, 8. 63 und 64 R. G. Bl. angeordneten und 
mit 1. November 1858 ins Leben tretenden Einführung der nunmehr 
in Oeſterreich ausſchließend geltenden öſterr. Währung, rückſichtlich bis 
zu der mit 1. Juli 1858 eintretenden Außerumlaufſetzung des Wiener 
Währung⸗Papiergeldes. Nach § 5 der obigen Verordnung, Z. 63 ſind 
Verbindlichkeiten, welche auf einem, vor dem 1. November 1858 be- 
gründeten Privatrechtstitel beruhen, aber erſt nach dieſem Zeitpunkte 
zur Erfüllung kommen, in öſterr. Währung in der Weiſe zu leiſten, 
daß auf je 100 fl. CM. (20⸗Guldenfuß) 105 fl. öſterr. Währ. ent⸗ 
fallen. Hiermit iſt nun der Maßſtab gegeben, nach welchem vom 1. No⸗ 
vember 1858 her der Geklagte die Dotation der vier Canonicate zu 
leiſten hatte. Dieſem kann die Berufung des Geklagten auf § 3 der 
Verordnung Z. 64, wonach, wer nach den beſtehenden Geſetzen eine 
Zahlung in Wiener Währung⸗Papiergeld zu leiſten hat, dies nach dem 
Verhältniſſe von 100 fl. W. W. zu 42 fl. ö. W. zu thun berechtigt 
iſt, nicht entgegenſtehen, weil nach $ 5 der Verordnung, Z. 63 für 
die erſt nach dem 1. Nobember 1858 zur Erfüllung kommenden, auf 
einem vor dieſem Zeitpunkte begründeten Privatrechtstitel beruhenden 
Verbindlichkeiten die Währung maßgebend iſt, auf welche die Verbind⸗ 
lichkeit lautet, weil eben das mit dem F. P. als einzige Valuta für 
das Inland erklärte W. W.⸗Papiergeld weder eine Aenderung der von 
1753 bis 1. November 1858 in Oeſterreich allein beſtehenden 
Conventionswährung nach dem 20 ⸗-Guldenfuße, noch eine neue, 
zweite, neben dieſer beſtehende Währung jchuf, ſondern bloß neben 
der allein beſtehenden Conventionswährung bis 1. Juli 1858 ein, 
in Folge des Patentes vom 1. Juli 1816 zu dieſer im Ver⸗ 
hältniſſe von 250: 100 ſich ſtellendes Papiergeld curſirte, welches 
die k. Verordnung, Z. 63, 8 5 ſelbſt als „ſogenannte Wiener Währung“ 
bezeichnet. Unter dieſen Verhältniſſen iſt die Einwendung der Verjährung 
belanglos, weil das Recht, die Dotation mit 12.600 fl. ö. W. zu 
begehren, erſt vom 1. November 1858 an geltend gemacht werden 
konnte ($ 1451). Mit Juli 1858 trat der Einlöſungsſchein, welcher 
die CM. repräſentirte und auf CM. lautete, im ganzen Umfange des 
Reiches außer Umlauf und nahm die Verpflichtung der Präbendiſten, 
ſich denſelben als CM.⸗Zahlung, wie ſelbe am 18. Auguſt 1769 ge⸗ 
ſtiftet war, anrechnen zu laſſen, ein Ende. Es trat die Vorſchrift des 
§ 5 der k. Verordnung vom 27. April 1858, Z. 63 in Wirkſamkeit. 
Denn det privatrechtliche Titel war auf der im Jahre 1769 erfolgten 
Stiftung beruhend und dieſe lautete auf CM.⸗ Währung. Der den 
Klägern gebührende Maßſtab iſt daher jener der CM. oder 105 fl. 
ö. W. für 100 fl. CM. Der Geklagte ruft vergebens 8 5, Z. 64 


an, weil ſeine Verpflichtung niemals die der Zahlung in W. W.⸗Pa⸗ 


piergeld, ſondern fortan nach $ 12 des F. P. die der Zahlung in 
CM. war, wobei ihm nur geſtattet war, ſeine Schuld in Einlösſcheinen 
zu entrichten. Dies muß um ſo mehr erkannt werden, als der Wille 
des Geſetzgebers, — der im F. P. den Grundſatz aufrecht hielt, daß 
der innere Werth deſſen geleiſtet werde, was urſprünglich bedungen 
wurde, — mit ſich ſelbſt in Widerſpruch käme, wenn er der den ge⸗ 
ſtifteten Canonicaten obliegenden Leiſtung, welche ihrer Natur nach 
eine Abminderung nicht erfahren kann, für immerwährende Zeiten eine 
Gegenleiſtung creirt haben wollte, die den inneren Werth nicht hat, 
den ſie zur Zeit der Stiftung beſaß, und als das F. P. nur als eine 
tranſitoriſche Maßregel betrachtet werden kann. Dieſe Ausfü rungen 
entſprechen auch den in dem Eingangs angeführten Stiftbriefe ausge⸗ 
ſprochenen Intentionen der Stifterin, zumal ſie die Unterlaſſung der 
genauen Erfüllung ihres letzten Willens „nach Buchſtabe und Anordnung“ 
mit dem Widerrufe der Erbseinſetzung ſanctionirt und für dieſen Fall 
eine andere Erbseinſetzung verfügt hat, unter welcher ſich die Kläger 
niemals genöthi,t geſehen haben würden, den Rechtsweg zu betreten, 
Jedem der Kläger gebührt demnach die Dotation von je 3150 fl. ö. 
W. und je 126 fl. ö. W. ſammt F6perc. Verzugszinſen. 

Auf Reviſion des Geklagten hat der k. k. oberſte Gerichtshof mit 
Entſcheidung v. 8. Jänner 1875, 3. 10353 das obergerichtliche Er⸗ 
kenntniß mit Uebergehung des Spruches über die nicht angeſprochenen 
Reviſionskoſten beſtätigt. Dies aus nachſtehenden Erwägungen: Alle 
Inſtanzen gehen davon aus, daß die Dotation in Conv. Mze. zu ent⸗ 


155 


richten war. Dieſes Rechtsverhältniß konnte durch die nachfolgenden 
Finanzgeſetze nicht als alterirt angeſehen werden. Es ergibt ſich ſchon 
nach allgemeinen Rechtsbegriffen, daß ſtaatliche Finanzmaßregeln, welche, 
jeweilig durch die Verhältniſſe des Papiergeldumlaufes und durch die 
Bedürſniſſe des Geldverkehres hervorgerufen, zur Ordnung dieſer Ver⸗ 
hältniſſe beſtimmt ſind, auf die in Privatsrechtstiteln begründeten 
Rechte und auf die durch privatrechtliche Acte bedungenen Werthe einen 
alterirenden Einfluß nicht üben können, und daß insbeſondere auf Privat⸗ 
rechtstiteln beruhende Bezüge — welche nicht im Genuſſe der Zinſen 
eines in Geld angelegten Bedeckungscapitales, deſſen Werth und Zinſen⸗ 
ertrag etwa den durch derlei Finanzmaßregeln herbeigeführten Wand⸗ 
lungen unterliegen und ſich vermindern kann, beſteht, ſondern deren 
Leiſtung vom Stifter aus dem Erträgniſſe des dem Perſolventen zuge⸗ 
wendeten Grund⸗ und Bodenbeſitzes angeordnet worden iſt — durch 
ſtaatliche Verfügungen in Bezug auf den Umlauf und Verkehr des 
Geldes und reſp. der als Zahlungsmittel geltenden Geldzeichen nicht 
derart beeinflußt werden können, daß daraus für den Bezugsberechtig⸗ 
ten ein Verluſt, für den zur Leiſtung Verpflichteten aber ein Vortheil, 
nämlich eine Erleichterung ſeiner Verbindlichkeit erwüchſe. Uebereinſtim⸗ 
mend mit den obergerichtlichen Ausführungen gelangt auch der oberſte 
Gerichtshof auf dem Wege der Finanzgeſetze zu dem Grundſatze, daß 
nach den 88 3, 4 und 12 des F. P. und nach 8 3 des Hofdecretes 
vom 13. November 1811 die Dotation mit 3000 fl. in Einlösſcheinen, 
gleich Conventionsmünze zu entrichten war. Keineswegs könne aber 
daraus gefolgert werden, daß jene Dotation nach einem anderen, als 
nach dem im Verhältniſſe von 20 fl. auf 1 Pfund Silber gegebenen 


Werthsmaßſtabe entrichtet werden durfte, alſo mit jährlichem 3000 fl. 
in den der Conv. M. gleichgeſtellten Einlöſungsſcheinen. Hieran iſt auch 
weder bei der Einführung der Anticipationsſcheine, noch bei der durch 
das Pat. vom 1. Juni 1816, 3. 1248 angeordneten Einlöſung des 
damals vorhanden geweſenen Papiergeldes etwas geändert worden. 
Angeſichts des obigen Grundſatzes ergibt ſich aus § 5 der Verordn. 
vom 7. April 1857, Z. 63 die Verpflichtung zur Zahlung der Do⸗ 
tation mit 3150 fl. reſp. 126 fl. öſterr. Währ. Die Veſtimmung des 
§ 3 der k. Verordn. vom 27. April 1858, Z. 64 R. G. Bl. aber, 
nach welcher derjenige, der nach den beſtehenden Geſetzen eine Zahlung 
in Wien.⸗Währ.⸗Papiergeld zu leiſten verpflichtet iſt, dieſelbe, ſo lange 
die Währung des 20⸗Guldenfußes geſetzlich beſteht, in dieſer Währung 
nach dem Verhältniſſe von 250 fl. W. W. zu 100 fl. Conv. M., 
dann aber in der öſterr. Landeswährung nach dem Verhältniſſe von 
100 fl. W. W. zu 42 fl. öſterr. Währ. leiſten kann, kömmt der, den 
gegenwärtigen Fall entſcheidenden Beſtimmung des 8 5 der käiſerl. 
Verordn. vom 17. April 1857, 3. 63 gegenüber, hier nicht in Frage, 
da es ſich hier eben um eine in der Währung des 2O-fl.- Fußes zu 
leiſtende Zahlung handelt. Bezüglich der Einwendung der Verjährung 
wird an der obergerichtlichen Begründung feſtgehalten. Unter der beharr⸗ 
lichſten und nachdrücklichſten Betonung des ungeſchmälerten Bezuges der 
Dotation im Stiftbriefe muß gewiß auch die Eventualität, daß irgend 
eine ſtaatliche Finanzmaßregel den Anlaß zu einer Schmälerung geben 
könnte, verſtanden werden. Dennoch iſt es, wenn auch dieſer von der 
Stifterin nicht vorgeſehene Fall in ihren letztwilligen Anordnungen dem 
Wortlaute nach nicht ausdrücklich erwähnt iſt, doch zweifellos im Sinne 
dieſer Anordnung gelegen, die fraglichen Dotationen gegen die Schmä⸗ 
lerung zu ſchützen, zu welcher die erwähnten Finanzgeſetze den Anlaß 
geben ſollten. Ger. Ztg. 


Wegen Ordnungswidrigkeiten rückſichtlich der Verwahrung der 

Amtsacten der Gemeinde kann gegen den Gemeindevorſteher auf 

Grund der kaiſ. Verordnung vom 20. April 183 vorgegangen 
werden. 


Bei Vornahme der von der tiroliſchen Finanz-Landesdirection an⸗ 
geordneten Stempelreviſion in der Gemeindekanzlei zu B. ſeitens des 
Steuer⸗Inſpectors am 20. October 1875 zeigte es ſich, daß mehrere 
Gemeindeacten, namentlich die auf das Rechnungsweſen bezüglichen, 
abgängig waren. Der Gemeindevorſteher erklärte, die verlangten Acten 
nicht beibringen zu können, weil ſie dem Gemeindecaſſier übergeben 
wurden, welcher erkläre, daß ſie ihm in ſeinem Hauſe, welches reſtaurirt 
worden, vorderhand in Verſtoß gerathen ſeien. 
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Nach wiederholten vergeblichen Aufforderungen verfällte der Be⸗ ſchäften des ſelbſtſtändigen oder übertragenen Wirkungskreiſes, welche disciplinarer 
zirkshauptmann in R. am 9. März 1876 den Gemeindevorſteher Natur und nach der Gemeindeordnung zu behandeln ſind, nicht anzuwenden ſei, 
wegen Vernachläſſigung der ihm obliegenden Obſorge über Amtsacten wie denn auch ſchon der 8 10 obiger kaiſ. Verordnung ausgeſprochen hat, daß 
zu einer Geldſtrafe von 20 fl. unter Androhung einer weiteren Geld⸗ Gemeindevorſteher den an fie ergehenden Aufträgen der politiſchen Behörden bei 
ſtrafe von 20 fl. für den Fall, daß die Acten nicht innerhalb 8 Tagen Vermeidung der in den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften angedrohten nachtheili⸗ 
vorgelegt werden würden. gen Folgen nachzukommen haben. 

Ueber Recurs des Gemeindevorſtehers entſchied die Statthalterei Durch den fraglichen Erlaß iſt jedoch nicht ausgeſchloſſen, daß Handlun⸗ 
ddo. 19. April 1876: „Da der Gemeindevorſteher für die Ordnung | gen von Gemeindevorſtandsmitgliedern, die unter ſolche Beſtimmungen der kaiſ. 
im Gemeindearchive, fo wie für die Handlungen feiner untergeordneten Verordnung vom Jahre 1854 fallen, welche einen allgemeinen ſtrafbaren Charakter 
Organe verantwortlich ſei (88 49, 50 und 54 Gemeindeordnung) werde haben, nach dieſen Beſtimmungen beurtheilt und geahndet werden, da die Eigen⸗ 
die auf Grund des § 95 Gemeindeordnung auſerlegte Geldſtraſe mit ſchaft eines Gemeindevorſtandsmitgliedes keine Ausnahme von der Anwendung 
dem Beifügen auf 10 fl. herabgeſetzt, daß der Gemeindevorſteher, wenn allgemeiner Strafbeſtimmungen begründen kann. 
er innerhalb 8 Tagen die Gemeinderechnungen mit den Belegen nicht Dies gilt insbeſondere von Handlungen, die unter die Beſtimmungen der 
producire, in eine weitere Geldſtrafe von 20 fl. verfällt ſei.“ 88 11 und 12 und nach Umſtänden auch von jenen, die unter den 8 7 der be⸗ 

Nun brachte der Gemeindevorſteher von B. den Miniſterialrecurs zogenen kaiſ. Verordnung fallen. 
ein, welchem aber vom k. k. Miniſterium des Innern ddo. 19. Juni Es iſt daher von Fall zu Fall die Anwendbarkeit der betreffenden ge⸗ 
1876, 8. 7783 „auf Grund der 88 1 und 10 der kaiſerl. | jeglichen Beſtimmungen in Erwägung zu ziehen.“ 

Verordnung vom 20. April 1854“ keine Folge gegeben wurde. 2 
— 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben dem Commifſär der General⸗Inſpection der öſterr. 
a Obe Guſtav Gerſtel das Ritterkrenz des Franz⸗Joſefs⸗Ordens, dann den 
8 1 proviſ. Oberingenieueren der Direction für Staatseiſenbahnbauten Anton Mille⸗ 
Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofes. moth und Johann Ritter v. Finetti, jedem das goldene Verdienſtkreuz mit 
Nr. 2 der Krone und dem proviſ. Oberingenieur der Direction für Staatseiſenbahn⸗ 
3 bauten Ludwig Merth das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 


Zum § 2 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 Seine Majeſtät haben dem Cabinetsſecretär, Regierungsrath Karl Ritter 
ex 1876. Hofmann v. Morathal taxfrei den Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 


a u: Zahn! Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Adolf Pauli den Ord 
Aus Anlaß der Beſchwerde eines penſionirten Bezirksrichters der eiſernen a brite Claſſe taxfrei verliehen. a 
gegen das Juſtizminiſterium peto. Bemeſſung der Penſion mit bloß 


Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Miniſterial⸗ 
% des letztbezogenen Gehaltes, hat der k. k. Verwaltungsgerichtshof ſeeretärs bekleideten Miniſterial⸗Viceſeeretär im Handelsminiſterum Dr. Franz 
mit dem Beſchluſſe vom 12. September 1876, 3. 122 aus⸗ 


Freiherrn Strobach v. Kleisberg zum Miniſterialſecretär in dieſem Mini⸗ 
geſprochen: 


ſterium ernannt. 
N 5 Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Karl Ritter v. Zwölf den 
„Der Verwaltungsgerichtshof iſt auch dann zu erkennen zuſtändig, Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 
wenn ein activer oder in Ruheſtand verſetzter Staatsdiener aus Anlaß Seine Majeſtät haben den Handelsmann G. H. Sattler zum unbeſol⸗ 
einer, angeblich ſeine Rechte verletzenden Verfügung einer Verwaltungs⸗ 
behörde aus dem beſtehenden oder dem beſtandenen Dienſtverhältniſſe 


deten Conſul in Iquique ernannt. 
Forderungen an den Staat ſtellt“. 


Erledigungen. 


Kanzliſtenſtelle im k. k. Handelsminiſterium in der eilften Rangsclaſſe, bis 
Mitte October (Amtsbl. Nr. 215). 
Nr. 3 Forſtelevenſtelle bei der Görzer Forſt⸗ und Domänen⸗Direction mit 500 fl. 
a Adjutum, bis 12. October (Amtsbl. Nr. 215). 
Zum $ 22 des Geſetzes vom 22. October 1855, R. G. Bl. Nr. 36 Forſtelevenſtelle bei der Forſt⸗ und Domänen⸗Direction in Salzburg mit 
ex 1876. 500 fl. Adjutum, bis 14. October (Amtsbl. Nr. 216). 


Aus Anlaß eines vorgekommenen Falles hat der k. k. Ver⸗ 
waltungsgerichtshof mit dem Beſchluſſe vom 12. September 1876, | Im Format und Ausſtattung unſerer Geſetzesausgabe ift ſoeben erſchienen: 


. 132 aus en: 9 1» 3 . 
5 „Die . Erſtreckung der Friſt zur Erſtattung der Gegen⸗ Plenarbe ſchlüſſe und Entſcheidungen 
ſchrift wird als unzuläſſig zurückgewieſen“. | des k. k. ee es 

veröffentlicht 
| 


im Auftrage des k. k. oberſten Gerichts- als Caflationshofes 
von der 
Anwendung der kaiſerl. Verordnung vom 20. April 1854, Redaction der allgemeinen öſterreichiſchen Gerichtszeitung. 
R. G. Bl. Nr. 96, bei Pflichtverletzungen von Mitgliedern des Erſter Band: Entſcheidungen Nr. 1— 100. 
Gemein bedurſtand (Mit doppeltem Regiſter.) 
emeindevorſtandes. kl. Octav. 33 Bogen. 520 Seiten. Preis geh. 2 fl., in Leinwandbd. 2 fl. 50 kr. 
Zur Frage wurde vom Miniſter des Innern unterm 10. März 1869, Gegen gef. Poſtanweiſung von 2 fl. 10 kr. für ein broſchirtes — reſp. 
8. 3614 nachſtehender Erlaß an alle Landesſtellen hinausgegeben: 2 fl. 60 kr. für ein gebundenes Exemplar franco nach auswärts. 
„Aus Anlaß eines ſpeciellen Falles wurde entſchieden, daß die kaiſerl. ee Su Re 9 Caſſationshof an ſich A Fade be bergen vom 
0 2 5 A bejtinn nden, 5 rafr 0 b i 0 
Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96 gegenüber von Gemeinde⸗ Pleuarbeſchlüffe welch die Wengen er 1 2 Jau e desen dg an one eon 
ſeiner Entſcheidungen, denen eine principielle Bedeutung zukömmt, amtlich zu veröffentlichen. 


vorſtänden ſeit dem Inslebentreten der neuen Gemeindeordnung nicht anwendbar 
iſt, weil die Gemeindegeſetze jene Beſtimmungen enthalten, nach welchen Pflicht⸗ 
verletzungen der Gemeindevorſtände, ſie mögen im ſelbſtſtändigen oder im über⸗ 
tragenen Wirkungskreiſe begangen werden, geahndet werden ſollen. 

Ich beehre mich Euer hievon zur gefälligen Kenntnißnahme 
die Mittheilung zu machen.“ 

In Folge von Anfragen über die Auslegung dieſes Erlaſſes hat das 
Miniſterium des Innern unterm 17. April 1876, Z. 4309 nachſtehende Verord⸗ 
nung an alle Landesſtellen erlaſſen: | 

„Der Miniſterialerlaß vom 10. März 1869, 3. 3614 kann nur in dem 
Sinne aufgefaßt werden, daß die kaiſerl. Verordnung vom Jahre 1854, R. G. B. . 2 ; . Ze 
Nr. 96 auf Pflichtverletzungen von em den in den Ge⸗ Hiezu eine literariſche Beilage. 


Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


Mit dieſer Veröffentlichung iſt die Redaction der allgemeinen öſterreichiſchen Gerichtszeitung 
beauftragt. Dieſelbe hat, dem ihr gewordenen Auftrage Folge leiſtend, die ihr übergebenen Pleuarbe⸗ 
ſchlüſſe und Entſcheidungen in einem Band geſammelt, und glaubt, daß dieſes koſtbare Material einem 
allgemein gefühlten Bedürfniſſe entſprechen wird. 

An die Spike des Buches find die erwähnten Plenarbeſchlüſſe geſtellt; es folgen in chrono⸗ 
logiſcher Ordnung die Eutſcheidungen Nr. 1 bis 100, von welchen jene, die auf Nichtigkeitsbeſchwerden 
zur Wahrung des Geſetzes in einer Verſammlung von 11 Richtern ($ 292 St. B. O.) geſchöpft wur⸗ 
den, als „Pleuarentſcheidungen“ bezeichnet ſind. 

Das beigegebene Inhaltsverzeichniß und doppelte Regiſter wird die Benützung der Samm⸗ 
lung möglichſt erleichtern. 

Wien, im September 1867. 


Manz'ſche k k. Hof-Berlags- und Uniberſttätsbuchhandlung 
in Wien, Kohlmarkt Nr. 7. 


